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Amtlicker Teil .
Die Melnböcklllpreile.

— Das Ministerium des Innern hat in Verfolg der Ver¬
handlungen deS badischen Landtags über den Antrag von
Gleichenstein und Gen » die Weinhöchstpreise betreffend , das
Landespreisamt beauftragt , bei der Gewährung von Zuschlägen
zu den Höchstpreisen für Weine besserer Beschaffenheit gemäss
der Bekanntmachung vom 17. Oktober 1913 (Staatsanzeiger
Rr . 244 ) nicht nur bestimmte Gemarkungen , die sich durch
besondere Güte ihres Erzeugnisses auSzeichnen, sondern auch
bestimmte Lagen innerhalb der Rebgemarkungen , bei denen
diese Voraussetzungen zutreffen '

, nach Möglichkeit smveit noch
picht geschehen, gebührend zu berücksichtigen .

Derperlonenverkebrsukden Litenbabnen
— AuS Zeitungsnachrichten und aus zahlreichen Anfragen

bei der Generaldirektion der Staatseisenbahnen geht hervor ,
dass die Meinung verbreitet ist, in kürzester Zeit werde der all -
gemeine Personenverkehr wieder gesperrt werden .

Der Generaldirektion ist von einer nochmaligen Einführung
einer Personen -Verkehrssperre bis jetzt nichts bekannt ,ob späterhin mit einer solchen gerechnet werden mutz, ist von
der allgemeinen BetrieLSlage, die immer noch schwierig ist,« nd von der weiteren Versorgung der Eisenbahnen mit Kohlen
«rbkängig, ein bestimmter Zeitpunkt hierfür lässt sich aber nicht
absehen.

An Sonn , und Feiertagen bleibt der Personenver -
4ehr bis auf weiteres wie seither Eingestellt .

Erkaltung des Scbleicbbandels auk der
Lilenbabn.

Durch die Kontrollbeamten des LandeSpreiSamtS Kurls ,
ruhe wurden in den letzten 8 Wochen auf Eisenbahngebiet wie-
der ganz besonder "itolge erzielt .

ES wurden angehalten und beschlagnahmt: 2 Wagen Käse,2 Wagen Fleisch. 4 Magen Wein, 1 Wagen Gries . 1 Wagen
Fett . 2 Wagen Konserven, 3 Wagen Mehl . 2 Wagen Hafer ,
flocken, 1 Wagen Weizen, 1 Wagen Dörrobst . 3 Wagen Schoko-
lade, 3 Wagen Kaffee. 2 Wagen Zucker . . 7 Wagen Obst, 1
Wagen Kognak , 2 Wagen Seife . 3 Wagen Tabak . 1 Wagen
Kartoffelmehl , 1k Wagen Backsteine, 1 Wagen Benzol . 1 Wa -
gen Reis , Pflaumen und Milch, 7 Wagen Brenn - und Nutz-
Holz . 1 Wagen Hartspiritus , 1 Wagen Hafer . 1 Magen Selleris
und 17 Wagen Heeresgut , insgesamt 79 Wagen .

Ferner verschiedene Stückgutsendungen und zwar
zusammen 818 Zentner Tabak , 8 Kisten Zigarren , S Zentner
Fleisch, 4 Zentner Mehl . 4 Zentner Haferflocken, 4 Zentner
Weizen . 14 Zentner Gerste. 8 Zentner Kaffee, izh Zentner
Zucker , 4V Zentner Obst, 26 Zentner Grünkern , 6 Zentner
Mehl , 4 Zentner Hafer . 8 Zentner Seife , 2 Schafe und 1
Hirschkuh .

Ein Teil der Sendungen war dazu bestimmt, in da » Le-
setzte Gebiet ausgeführt zu werden.

Die SckMsbrüLkebel Speyer.
Das badische Ministerium ! deS Auswärtigen teilt mit :
Grund von Verhängungen mit Besatzungstruppen der
üe ist erreicht worden, dass die bekannte Schiffsbrücke bei

ützr ab 20. Rov. für den Fuhgänger - und FnhrwerkSverkehr
geben ist. — Wegen Erleichterungen im Eisenbahn ,
ehr schweben noch weitere Verhandlungen .G .A - .ni

N
oi

G Lnlenle und Reaktion .
Die Reaktion hat Glück : Immer wieder finden sich

Leute oder Körperschaften, die ihr jenen Wind in die Segel
blasen, den sie unter normalen Umständen so gänzlich
entbehren müßte . Waren es früher vornehmlich die
Unabhängigen und Kommunisten, die mit ihrer destrukti¬
ven Kampfmethode der Reaktion eine ganze Reihe von
Zuläufern in die Arme trieben, so ist eS jetzt wieder die
Entente selbst, die , ohne solches zu wollen, durch die
neuen Maßnahmen ihrer aberwitzigen Vergewaltigungs -
Politik der Reaktion ein willkommenes Agitationsmaterial
zur Verfügung stellt .

Für , uns bleibt die Politik der Entente , d. h. in erster
Linie Frankreichs, nach wie vor unbegreiflich. Wir stellen
den Haß, den die französische Bevölkerung gegen uns
empfindet , diesen fanatischen Haß , der mit in vorderster
Linie den Sieg des nationalistischen Blocks bei den letz¬
ten Wahlen verschuldete , sicherlich gebührend in Rechnung.
Und wir glauben, daß, wenn Frankreich so handeln
könnte, wie es auf Grund dieser Haßgefühle wirklich
handeln möchte, ein deutsches Reich überhaupt nicht mehr
existieren würde.

Aber andererseits halten wir die Franzosen doch für
politisch geschult genug, um sich zu sagen , daß einvöllig
ruiniertes Deutschland auch den Ruin
Frankreichs nach sich ziehen würde . Nicht
umsonst ist der Kursstand deS französischen Geldes ein
so niedriger , während der des englischen Geldes eine bis -
her nicht gekannte Höhe erreicht hat. Die ganze Welt
weiß eben , daß Frankreich nur dann finanziell und wirt¬
schaftlich gesunden wird , wenn auch Deutschland gesundet.
Von einem verhungernden , arbeitsunfähigen Volke wird
Frankreich die Milliarden , die es für den Wiederaufbau
benötigt, nicht erwarten dürfen . Es gibt also sehr schwer-
wiegende Gründe , die gerade den Franzosen eine Politik
der Mäßigung nahelegen sollten .

Das ist nun aber gerade das Unbegreifliche an der
Politik Frankreichs, daß sie jene Mäßigung durchaus ver-
missen läßt . Gewiß, bis zum Äußersten werden es die
Herren in Paris ja wohl nicht kommen lassen wollen :
denn sie hätten wahrhaftig keinen Vorteil davon . Abge¬
sehen aber von dieser Vermeidung des Alleräußersten ,tut Frankreich unter der Flagge der Entente alles , um
eine Wiedergesundung Deutschlands unmöglich zu machen .
Es tut aber auch ferner alles , um unsere Regierung vor
der Öffentlichkeit zu demütigen und ihr Schwierigkeiten
zu bereiten , die allmählich geradezu unerträglich geworden
sind . Die unglaubliche Note, die Clemenceau neuerdings
an uns hat gelangen lassen, illustriert am allerbesten die
brutale Methodik der französischen Politik .

Beharrt die Entente unter der Führung Frankreichs
bei dieser Politik, so Werden wir uns zu fragen haben,ob es überhaupt noch einen Zweck hat , mit
der Entente in Güte zu verhandeln und den
Friedensvertrag ehrlich und mit allen unseren Kräften
zu erfüllen . Die letzte Note Clemenceaus muß in uns
den Glauben erwecken, daß eS Frankreich nur
darauf ankommt , uns zu quälen und zu
tyrannisieren , daß es uns lediglich als Objekt
feiner brutalen und sadistischen Launen betrachtet.

Sollte dieser Glaube in uns zur Gewißheit werden , sowird sich schließlich unser Volk für eine derartige Rolle
bestens bedanken und der Entente anheimstellen, ihre
Forderungen selber zu verwirklichen. Der Zustand ist
allmählich so geworden, daß die Reichsregierung
für ein weiteres Eingehen auf die unerhörten Forde¬
rungen Frankreichs nicht mehr die Verantwor¬
tung übernehmen kann . Diese Regierung allein
aber ist es, die Frankreich und der Entente die loyale
Ausführung des Friedcnsvertrages garantiert . Frank¬
reich und die Entente stehen vor dem Chaos , wenn siemit ihrer aberwitzigen Politik die Reichsregierung zwin¬
gen sollten, zurückzutreten .

Schwächt die Entente sonach die Stellung der deutsche»
Reichsregierung , an deren Stärkung sie doch eigentlichdas größte Interesse haben sollte , so fördert sie damit
andererseits die Agitation der reaktionären
Parteien . Diese Parteien sind es aber doch gerade,die die Entente nicht hochkommen lassen möchte, weil sie
ivon deren Herrschaft eine Wiederbelebung des Chau¬
vinismus und des Militarismus befürchtet . Was ist da¬
rum aber für eine Politik , die sehenden Auges mit ihren
Maßnahmen just das hervorruft , was sie peinlichst ver¬
mieden sehen möchte? !

Wir können nichts anderes tun , als immer von neuem
an die Vernunft und die Einsicht der Staatsmänner der
Entente zu appellieren . Vor allem müssen wir aber in
aller Form an England , Italien und Nord¬
amerika die Frage richten , wielange sie noch jene bru -
tale Vergewaltigungspolitik Frankreichs mitmachen wol¬
len , und ob sie bereit sind , es zu dulden, - aß das deutsche
Volk durch jene Politik zur Verzweiflung getrieben wird .Die Gerechtigkeit verlangt natürlich zuzugeben, daß
das Auftreten der reaktionären Parteien
bei uns allerdings nicht gerade geeignet ist, um Ver¬
trauen für Deutschland zu werben. Wir haben noch vor
kurzem an dieser Stelle mit allem Nachdruck auf das
Gemeingefährliche dieser reaktionären Agitation hinge¬
wiesen. Und die Demonstrationen am letzten Samstag
in Heidelberg haben die Richtigkeit unserer Aus¬
führungen und unserer Befürchtungen zur Genüge be¬
wiesen.

Aber die Entente sollte doch so gerecht sein, zuzugeben,daß die Reichsregierung und mit ihr die große Mehr -
heit unseres Volkes dieses skrupellose
Treiben auf das Entschiedenste verurteilt und unter
gar keinen Umständen gewillt ist, vor der Reaktion daS
Feld zu räumen . Nur unter dem neuen System , nur
auf dem Boden der Demokratie ist es der Reaktion mög¬
lich, sich in einer so hanebüchenen Weise zum Schaden
unseres Vaterlandes zu betätigen . Dieselbe Demokratie
aber garantiert der Entente die Einhaltung der Frie¬
densvertragsbestimmungen , die Aufrechterhaltung einer
friedlichen deutschen Politik . Denn daß es bei einem
wirklich demokratischen Wahlrecht, wie dem der Verhält -
niswahl , der Reaktion jemals gelingen sollte , die Mehr¬
heit zu erringen , halten wir schon deshalb fift ausge¬
schlossen, weil das deutsche Volk in seiner großen Mehr¬
heit weiß , daß - er Tag . an dem dies geschähe , Deutsch¬lands völligen Untergang besiegeln würde.

Was wir von der Entente verlangen und unserer An¬
sicht nach mit Recht verlangen dürfen, das ist Ver¬
trauen und Einsicht . Die Entente Wird selbstbald merken, daß sie und ihre Völker nicht schlecht fahre»,wenn sie uns jenes Vertrauen eutgegenbringen. Der
Friede der Menschheit wird jedenfalls nur dann gewahrtbleiben , wenn die Entente nun endlich die Bahnen bru¬
taler Kriegspolitik verläßt und sich zu einer Politik der
Versöhnung und des Ausgleiches bekennt !

Deutlcke Nationalverlamm --
lung .

A«t Mittwoch begründete Abg. Semmler (D .-N.) die Inter¬pellation Arnstadt .
Abg. Dr . Heinzr (D .V.) : Unsere Lage ist äußerst schwierig.Die Zwangswirtschaft fesselt den Produzenten . Er ist nichtfrei in seinen Dispositionen . Die Grundlagen der Landwirt¬

schaft müssen neu aufgebaut werden. Der Landwirt muss nachseiner Leistungsfähigkeit herangezogen und die Produktion ge¬steigert werden . Folgt die Regierung unseren Anregungennicht, so lehnen die Vertretungen der Landwirte jede Verant¬
wortung für den Zusammenbruch unserer Ernährung ab.Aber man will den Landwirt Niederhalten; er soll von sein«Scholle herunter . (Lachen links, Beifall rechts.) Die Stick¬stoff- und Kalifabriken müssen endlich zu lebenswichtigen Be¬trieben erklärt werden. Bei der Haltung der Regierung mussdie Landwirtschaft allmählich zur exterqiven BewirtschaftunW

Mit einer Beilage : 3 . öffentliche Sitzvvg über die Verhandlungen - eS Badische« Landtags .

Deutsche
Spar-Prämienanleihe

1919
ihr Besitz erleichtert Deine Stenern !



übergehen Die Regierung mutz für Saatgetreide und Saut -
Üartoffün sorgen.

Abg . Held (Ztr .) begründet die Interpellation Trimborn
wegen Forderung auf Steigerung der landwirtschaftlichen Pro »
duktion . und zugleich den Antrag Blume (Ztr .) wegen Mil¬
derung der durch den Frost verursachten Schäden an den Hack¬
früchten. Die Gefahr des Überganges zur extensiven Wirtschaft
ist sehr groß . Die Valutadifferenz nötigt uns , auf abseh¬
bare Zeit unseren Ernährungsbedars nach Möglichkeit aus
eigener Produktion zu decken . Die Weltmarktpreise können
für uns nicht maßgebend sein. Bis zur Bergung der Hack¬
früchte muß die Arbeitszeit verlängert werden . Eilgüterzüge
müssen die Kartoffeln in die Verbraucherbezirke tragen . Die
Stickstoff- und Kaliwerke müssen mit Kohlen beliefert werden
im Interesse der Allgemeinheit.

Minister Schmidt. Die für die Kartoffeln eingeführte
Schnelligkeitsprämie hatte keinen vollen Erfolg wegen der Ver¬
kehrs- und Witterungsschwierigkeiten. Ein guter Teil der noch
nngeernteten Kartoffeln , besonders in Pommern , dürfte für
die Ernährung noch zu gebrauchen sein, da die starke Schnee¬
decke das Erfrieren verhinderte . Die Verkehrssperre mit ihrer
bevorzugten Beförderung von Kohlen und Lebensmitteln hat
nicht allen Anforderungen entsprochen. Wir hoffen, einen
großen Teil der Zuckerrüben noch zu retten . Um zu verhin¬
dern , daß sie verfüttert werden, müssen wir die Zuckerpreise
erhöhen. Die Futterration hoffen wir auf der jetzigen Höhe
erhalten zu können. Die Steigerung der Margarinefabritafion
ist eine Kohlenfrage . Ich halte die Streikdrohungen der Land¬
wirte noch immer nicht für so ernst, da ich kaum annehmen
kann, daß wir unsere ganze Ernährung über den Haufen wer¬
fen wollen. Ich richte an die Landwirte die Bitte , kein Brot¬
getreide zu verfüttern . Das Schiebertum wird hoffentlich im
neuen Wuchergesetz wirksam bekämpft werden . Es scheint mir
fraglich, ob wir im nächsten Jahre die Freigabe von Hafer auf¬
recht erhalten sollen und können, da im Hinblick auf die hohen
Preise jetzt plötzlich mehr Hafer gebaut wird . Die Mehlkäufe
Im Nuslande müssen wir bei dem Valutastand auf das ge¬
ringste Maß beschränken . Vorläufig scheint mir die Gefahr
eines Überganges zur extensiven Wirtschaft nicht allzu groß
zu sein. Wir brauchen nicht allzu schwarz zu sehen . Auch
beim Viehstand macht sich die Tendenz eines wenn auch ge¬
ringen Aufstieges bemerkbar, Wir werden bei Lösung der
Landarbeiterfrage großen Schwierigkeiten zu begegnen haben.
Die städtischen Arbeiter , die auf das Land gehen, verlangen
anständige Behandlung und Löhne. Die Landwirte wollen
keine Tarife bewilligen. Es rächt sich jetzt , was die Landwirte
versäumt haben. Der Kleinbefitz und Kleinbauer muß be¬
günstigt werden . Das Siedlungsgesetz soll dabei helfen . Die
Entbehrungen der städtischen Bevölkerung sind so groß, daß eS
nicht verwunderlich ist, wenn sich eine große Erbitterung in der
städtischen Bevölkerung zeigt und sich auch politisch auswirkt .
Dem gegenüber hat der Landmann von solchen Sorgen nochj
keine Ahnung. Die Grundlage unserer Ernährung mutz
vegetabilisch bleiben. Die Zwangswirtschaft kann noch nicht
aufgehoben werden. Zu einer umfangreicheren Einfuhr aus
dem Ausland haben wir kein Geld.

Nach kurzer Besprechung vertagt sich das Haus auf Freitag
1 Uhr. 3 . Lesung der Reichsabgabenordnung , Hungersnot in
Deutsch-Österreich . Schluß 6 Uhr.

DolLtitche Neuigkeiten.
Die deuttcbe Antwortnote an Frankreich.

* Die Reichsregierung hat auf die letzte KriegSgefangenen-
Note der Entente mit folgender Note geantwortet , die gestern
in Paris übergeben wurde :

„Auf die am 21 . November in meine Hände gelangte Note
vom 16. November betr . die Heimschaffung der Kriegsgefange¬
nen aus Frankreich beehre ich mich Ew . Exzellenz im Aufträge
meiner Regierung folgendes mitzuteilen :

I . Die französische Regierung stellt die Behauptung auf , sie
habe niemals etwas anderes versprochen, als die Bestimmun ,
gen des Friedensbertrages zu erfüllen . Sie hat anscheinend
ihre amtliche, durch die Agence Havas am 29. August veröffent -
lichte! Bekanntmachung vergessen . Diese Bekanntmachung
lautet :

„Um so rasch wie möglich die durch den Krieg verursachten
Leiden zu lindern , haben die alliierten und assoziierten Mächte
beschlossen, den Zeitpunkt des Inkrafttretens des FriedenSver -
träges mit Deutschland, soweit er die Heimschaffung der deut¬
schen Gefangenen betrifft , vorzudatieren . Die Arbeit der Heim-
schafsung (Operation de Repatriment ) werde sofort beginnen
und zwar unter Leitung einer interalliierten Kommission, der
nach Inkraftsetzung des Vertrages ein deutscher Vertreter bei¬
gegeben werden soll . Die alliierten und assoziierten Mächte !

weisen aber ausdrücklich daraufhin , datz diese wohlwollende
Haltung , aus der die deutschen Soldaten so große Vorteile
ziehen werden, nur dann von Dauer sein wird , wenn die
deutsche Negierung und das deutsche Volk alle ihm obliegenden
Verpflichtungen erfüllt ."

Die französische Regierung behauptet selbst nicht, daß sie
diese Zusage zurückgenommen habe, weil die deutsche Regie¬
rung , oder das deutsche Volk die ihnen obliegenden Verpflichtun¬
gen nicht erfüllt hätten . Eine solche Zurücknahme hätte ja
zum mindesten auch der deirtschen Regierung mitgeteilt werden
müssen . Vielmehr leugnet die französische Regierung einfach,
irgend ein Versprechen abgegeben zu habe«.

Diese widerspruchsvolle Haltung ist umso unverständlicher ,
als die Erklärung vom 29 . August nicht etwa ein freies Zuge-
ständnis war , das aus Gründen der Menschlichkeit erteilt
wurde , sondern die Gegenleistung für Zugeständnisse, zu denen
die französische Regierung die deutsche Regierung dadurch vsr.
anlaßt hatte , daß sie ihr ein Entgegenkommen in der Kriegs ,
gefangenenfrage versprach.

Es handelt sich dabei einmal um die Kohlenlieferungeu und
zweitens um den Fall - es Sergeanten Mannheim .».

1 . Bei den Pariser Verhandlungen über die Lieferung von
Kohlen an Frankreich wurden dem deutschen Vertreter am
22 . August erklärt , Deutschland werde für seine Wünsche
in der Krtegsgefangnenfrage kein Gehör finden , ehe mit den
Kohlenlieferungen begonnen sei . Sobald diese Lieferungen,
eingesetzt hätten , würde die Entente in dieser Frage weiteres
Entgegenkommen zeigen.

2. Fm Fall des Sergeanten Mannheim hatte die deutsche Re-
gierung die Zahlung der unter Androhung militärischer
Zwangsmaßnahmen der Stadt Berlin auferlegten Buße von
einer Million Franken abgelehnt . Darauf wurde ihr von
autorisierter französischer Seite nahegelrgt , die Angelegenheit
durch ein Engegenkommen aus der Welt zu schaffen. In die¬
sem Falle werde Marschall Foch seinen Einfluß für die alsbal¬
dige Rücksendung der deutschen Kriegsgefangenen ! einfehen.
Auch in Paris wurde zu derselben Zeit der Fall Mannheim
mit der Kriegsgefangenenfrage in Verbindung gebracht. Als
der deutsche Vertreter am 26 . Aug., nachdem der sofortige Be-
ginn der Kohlenlieferungen zugesagt war , mit Beziehung auf
die vorausgegangene Zusage die Witte aussprach, alsbald in
Verhandlungen über die Heimschaffung der Kriegsgefangenen
einzutreten , wurde dies zwar mit der Bemerkung versprochen ,
daß ihm der Ministerpräsident , Herr Clemeneau , in den näch¬
sten Tagen schreiben werde, zugleich aber bat ihn der franzö¬
sische Vertreter , sich für die Zahlung der im Falle Mannheim
veriangten Million einzusetzen, da die Erledigung dieser An¬
gelegenheit dem Ministerpräsidenten , Herrn Clemenceau , sehr
am Herzen liege.

In Berlin wurde dann dir Vereinbarung getroffen , daß der
Betrag von einer Million Franken der französischen Regierung
für das Rote Kreuz zur Verfügung gestellt werde , daß inner¬
halb einer Woche nach der Zahlung die in Artikel 215 des Frie¬
densvertrages vorgesehene Kommission zur Regelung der
Heimschaffung der Kriegsgefangenen zusammentrete und daß
dies Lurch die Agence HavaS bekanntgegeben werden solle .

Als die Einsetzung der Kommission sich verzögerte und der
deutsche Vertreter in Paris an die Erfüllung der Versprechung
mahnte , wurde ihm am 18. September mitgeteilt » die Kriegs »
gefangenenfrage sei erledigt . Die Transporte nach Deutsch¬
land würben angesetzt und ununterbrochen laufen . Zuerst
kämen die Krieggefangenen aus England , dann die aus Ame¬
rika und zuletzt die aus Frankreich an die Reihe.

Die französische Regierung wird hiernach nicht bestreiten
können, daß Deutschland vor Monaten durch erhebliche Opfer
das bindende Versprechen von ihr verlangt hat , die Heimschaf¬
fung der Gefangenen nicht bis zu dem im Friedensvertrage
bestimmten Zeitpunkte aufzuschieben, sondern sofort damit zu
beginnen .

Die Note vom 15. September beschränkt sich nicht darauf ,
die Verpflichtung zur sofortigen Heimschaffung der Kriegsge -
fangenen zu bestreiten , sondern legt ausführlich dar , aus wel¬
chen Gründen die französische Regierung auch nicht gewillt ist»
freiwillig vor der Inkraftsetzung des Friedensvertrages mit
der Heimschaffung zu beginnen . Die Ausführungen stellen ein
Verzeichnis aller Beschwerden dar , welche die französische Re¬
gierung gegen Deutschland erheben zu können glaubt . Die
Kriegsgefangenen find eS , an die sich die französische Regie¬
rung wegen dieser Beschwerden hält .

Im Widerspruch mit den Grundsätzen des Edelmutes und
der Menschlichkeit , die die französische Regierung stets als ihre
Richtschnur bezeichnet , müssen Schuldlose für die vermeint -
lichen Verfehlungen der deutschen Regierung büßen und als
Geiseln dafür haften , daß die französischen Wünsche erfüllt

Diese Politik muß umso schärfer verurteilt werden , als die
Behauptung , daß die Kriegsgefangene « in materieller und mo-
ralischer Hinsicht durchaus gut behandelt werden , leider nicht

Landestbeater.
Im „Fliegenden Holländer " gab' gestern Frau

Jracema - Brügelmann die Senta . Die Künslleiin
steht in unserer Stadt von verschiedenen Gastspielen in frühe,
ren Jahren her in angenehmer Erinnerung . Man bewunderte
damals die eminente Sicherheit und Leichtigkeit , mit der sie
ihr hervorragend schönes Stimmaterial beherrschte, d ' e Wärme
und Beseeltheit ihres Tons und die zwingende Macht des Aus¬
drucks , die sich in ihrem Gesang sowohl wie in ihrem vorneh¬
men C^ iel bekundete. Ob ihr alle diese Vorzüge in der Zwi¬
schenzeit ungeschmö lert erhalten blieben, ob also unserer Oper
durch ihre Anstellung in dem erhofften Maße gedient sein
wird , lieh sich gestern nicht erkennen , da die Sängerin gleich zu
Beginn der Vorstellung von einer starken Indisposition befallen
wurde , die sie an einer völlig freien Stimmentfaltung binderte
und die Festigkeit und Klarheit ihrer Tongebung beeinträch¬
tigte ; ein Umstand, unter dem namentlich der Eindruck der
Ballade abgeschwächt wurde . Immerhin darf gesagt werden,
daß die Künstlerin trotzdem , namentlich im Piano und an den
Stellen mehr lyrischen Einschlages, durch den Wohlklang ihres
Organs und die Kultur ihres Vortrags starke Wirkungen er¬
zielte. In ihrer intelligenten und ausdrucksvollen darstelleri¬
schen Gestaltung der Partie lag Stil und Linie . Den Hollän¬
der sang diesmal vertretungsweise Hans Bahling vom
Mannheimer Nationaltheater , der ebenfalls erkältet war , die
Rolle indessen gesanglich dank der guten Schulung seines
klangvollen, kräftigen Organs gleichwohl in zufriedenstellender
Weise durchführte. Darstellerisch gab der Künstler geiegentlich
zu viel an temperamentvoller Gestikulation Einen äußerst
guten Tag hatte Herr Schöffel (Erik) , dessen frischer aus .
drucksvoller Gesang einen außerordentlichen Genuß bot. E . R.

Kücberttscv .
AenigmatiaS . Neue Rätsel von Franz Brentano , ist

m dritter vermehrter Auflage bei C . H Beck -München erschle¬
ien , ein Beweis , daß es auch in unseren schweren düsteren
Zeiten, wo eine furchtbare Realität alle Kräfte in Anspruch
tu nehmen scheint, doch noch Freunde geistreichen Spiels gibt.

Der Mensch kann, ohne zu verderben , nicht ununterbrochen in
Sorgen und Arbeiten des Alltags verweilen ; seine Seele dür¬
stet nach dem reinen Äther einer heiteren Freiheit , des grund »
und zwecklosen herrlichen Spiels . Wie das Schachspiel für
einen König erfunden ward , so sind diese feinen Rätselspiele
für die vornehmen Geister, die sich auch im Spiel nur geistvoll
ausruhen können. Es sind diese mannigfachen , formschönen
Rätselgebilde nicht nur für den Einzelnen eine edle Erquik-
kung seiner Muse , sondern sie eignen sich auch , insbesondere
die sog „Füllrätsel " , ausgezeichnet zur Unterhaltung einer
geistvollen Gesellschaft . D -

Ed. P . Dansky, Die neue Judith . Roman (S . Fischer,
Verlag , Berlin . Geh. 10 M .) Dieses musikalisch abgeklungene
und wohlrhytmisierte Buch schildert den Kampf einer jungen
reichen, deutsch-böhmischen Jüdin gegen die plumpe , idea¬
listisch verbrämte Selbstsucht des Mannesbegehrens und gegen
die heimlichen Gefahren der eigenen Sinnlichkeit . Der unge¬
wöhnliche Fall , daß eine Weibsnatur wider alle andringende
Verlockung ihre Eigenart aufrecht erhält und auch dem am
ehesten geschätzten Manne und der leidenschaftlichsten Stunde
kleine weiterwirkende Gewalt über sich einräumt , wird zum
überzeugenden Epos der siegreichen Geschlechtsheldin. Diese
moderne Judith bewahrt sich ihres Lebens Sinn , ihr beson-
deres Frauenschicksal in restloser Unabhängigkeit durchzusetzen
und sogar der Unterjochung durch Mutterschaft die völlige
Freiheit ihrer Persönlichkeit entgegenzustellen . Um die
kühle Schönheit der Hauptfigur wird eine lehende Fülle tra .
gischer oder komischer, genialer oder gewöhnlicher Existenzen
gewirbelt und die Logik, mit der in die feinen Wechselbezieh ,
ungen von Eros und Psyche hineingeleuchtet wird , vereint sich
mit einem Reichtum von Anregungen , Beobachtungen , Humo.
ren , Ideen zu einer Prosadichtung von eigenwillig pikantem
Reiz.

Alas . Eine Eisbärengeschichte. Von Agnes Harder .
Mit Bildern von Heinrich Linzen . (Verlag Friedrich
Andreas Perthes A. -G ., Gotha . Preis 6 M . ) Ein Märchen
ganz eigener Art beschert uns hier die beliebte ostpreutzische
Dichterin . Die Geschichte spielt in der Gegenwart und weiß
Wirklichkeit und Dichtung in so überraschend feiner Weise mit¬
einander zu verweben, daß der Leser, auch der Erwachsene,
ganz miterlebt und kaum merkt, daß er «i» Märchen vor sich
hat .

den Tatsachen entspricht. Sie stehen nach wie vor unter der
Herrschaft de? KriegSrechtS , das mit erbarmungsloser Streng «
gehandhabt wird. Kleidung und Unterbringung reichen viel¬
fach für die kalte Jahreszeit nicht aus . Zum Teil sind L,q
Kriegsgefangenen noch von dem Verkehr mit der ' Heimat ab»
geschnitten."

Die deutsche Not sagt dann u . a. weiter : .
«Bon maßgebender französischer Soite isffselt dem 11. Junt

wiederholt feierlich versichert worden, datz die Kriegsgesange-
nenfrage nicht mit der Frage des Wiederaufbaues der zerstör»
ten Gebiete verquickt werden solle . Daran , vatz noch immer
kein endgültiges Abkommen über die Bereitstellung deutsche«
Zivilarbeiter zustande gekommen ist, trifft die deutsche Regie¬
rung keine Schuld. Sie hat sich gleich nach der Unterzeichnung
des Friedensvertrages bereit erklärt , deutsche Arbeitskräfte rar
den Wiederaufbau zu stellen und hat in den sich anschließenden
Verhandlungen eingehende Vorschläge über die Art der Ver-
Wendung gemacht . Gleichzeitig wurde im Inlands die bereits
vor Unterzeichnung des Vertrages begonnene Vorbereitung zu«
Entsendung der Azib-' ^-r mir das eifrigste gefördert . Die fran -
zösische Regierung ist darüber auf dem Laufenden gehalten
worden . Die deutsche Regierung bedauert , daß es trotz ihres
Ersuchens der französischen Regierung nicht möglich gewesen
ist, eine endgültige Erklärung über die deutschen Vorschlag«
abzugeben und die Abschnitte zu bezeichnen, in denen die Wie«
deraufbauarbeit von deutschen Arbeitern ausgeführt werden
soll ."

Die deutsche Note widerlegt dann im Einzelnen den Vor«
Wurf, die deutsche Regierung habe alle vorläufigen Maßnah «
men zur Erleichterung der Ausführung der Friedensbedingung
gen in Schleswig und Oberschlesien abgelehnt.

„ Die deutsche Regierung weist ", so heißt es weiter , „ die Be«
schuldigung zurück , datz sie planmäßig die Erfüllung der Be¬
stimmungen des Waffenstillstandsabkommens verzögert hat .
Deutschland hat sein Äußerstes getan, um den unerhört schwe¬
ren Anforderungen , die durch dieses Abkommen gestellt wur¬
den, gerecht zu werden. Die deutsche Regierung verzichtet
darauf , hier die vielen schweren Übergriffe und Gewalttaten
zu Sprache zu bringen , durch die der Waffenstillstand von ch-
ren Gegner verletzt worden ist . Sie weiß, daß ihre Stimme
jetzt unerhört Verhallen würde . Eine spätere gerechturteilendq
Zeit wird den Spruch darüber fällen , von welcher Seite mit
größerem Rechte Klagen geführt werden könnten .

Auf die Angelegenheit der Versenkung der Kriegsschiffe in
Scapa Flow wird an anderer Stelle ausführlich eingegangeuj
werden. Auch die Frage der Räumung der baltischen Provin¬
zen braucht hier nicht behandelt zu werden, da sie zur Zeit von
der interalliierten Kommission unter Führung des Generals
Niessel einer Prüfung unterzogen wird, deren Ergebnis ab¬
zuwarten ist.

Bei dem Vorwurf , den die Note wegen der deutschen ReichS-
verfaffung erhebt, handelt es sich um eine längst erledigte An¬
gelegenheit, in der Pie deutsche Regierung alles getan hat , was
die alliierten und assoziierten Regierungen von ihr verlangt
hatten .

In der Note wird endlich behauptet , die deutsche Regierung
betreibe in der ganzen Welt mit unaebeuren Mitteln eine un¬
ablässige Propaganda gegen die Alliierten . Die deutsche Re¬
gierung kann nur ihr Befremden darüber ausspre ben, datz
solche Märchen Glauben finden u . der Aufnahme in ein amtli¬
ches Schriftstück für würdig erachtet werden . Sie hofft, daß dr«
alliierten u . assoziierten Regierungen ihre Aufmerksamkeit da¬
durch nicht von der Kriegsgefangenenfrage ablenken lassen, di«
mit jedem Tage ernster und dringender wird, und in de«
Deutschland auf das Mitgefühl aller zivilisierten Völker rech¬
nen zu können glaubt ."

Lu den neuen kranzöMcben Nnmenr <DUck -
Kelten .

Die Wiener Blätter geben ihrer Entrüstung über Form und
Inhalt der Rote ClemenceauS wegen der HeimLeförderung der
deutschen Gefangenen Ausdruck. Der „ Neue Tag " bezeichnet
die Note als ein trauriges Zeitdokument , aus dem noch alle
Leidenschaften des Krieges sprächen. Einmal müßte die Ge¬
hässigkeit doch ein Ende haben . Das Blatt wirft die Frage auf ,
ob Frankreich etwa darauf ausgehe , den FriedensScrtrag über
den Hausen zu werfen, um einen für Deutschland noch härte¬
ren durchzusetzen . Das „Deutsche Volksblatt " nennt die Note
eine neue Infamie ClemenceauS, die zugleich die Unmensch »,
liche Grausamkeit der französischen Erprefferpolitik beweise.

Laut „N . Rott . Courant " schreibt Churchill im Londoner
„Sunday Herald", es müsse die Politik Englands sein, das
deutsche Volk nicht zur Verzweiflung zu treiben und zu ver¬
hindern , daß ihm nur die Hoffnung bleibe, einst wieder ai»
daS Schwert zu appellieren. Es sei keine gute Politik , Deutsch¬
land von allen und' vom Westen abzuschneiden und ihm nur
noch eine Wiederherstellungsmöglichkeit nach dem Osten übrig
zu lassen. Deutschland könne in Rußland alles finden , was es
nötig habe, und zwar nicht nur für die Wiederherstellung sei¬
ner wirtschaftlichen Kräfte , sondern auch für die Wiederher¬
stellung seiner Weltmacht. Wenn Deutschland mit Rußland !
gemeinsame Sache mache, würde die Gefahr von 1914 wieder
aufleben und man würde zwei Völkerbünde bekommen, einer»
Bund der siegreichen und einen Bund der unterlegenen Na¬
tionen .

Lur roz!aldemokratit <Den Linigungskrage .
* Zur sozialdemokratischen Einigungsfrage wird dem „Vor¬

wärts " aus dem Bureau des Parteivorstandes geschrieben :
Die Zentralstelle für Einigung bat an die Vorstände der sozial¬
demokratischen Parteien das Ersuchen gerichtet, einer von der
Zentralstelle gebildeten Kommission eine Unterredung zu ge¬
währen zur Herbeiführung einer gemeinsamen Front gegen
die reaktionären Treibereien . Die Unabhängigen hätten ge¬
antwortet , daß sie diese Körperschaft als nicht geeignet be¬
trachteten . Vertreter deS Vorstandes der sozialdemokratischen
Partei hatten mit der Kommission der Zentralstelle auf diesen-
Wunsch eine Unterredung . Sie wiesen auf den Beschluß.

'

Weimarer Parteitages hin , erklärten aber , daß bei Vor ' j
der sozialdemokratischen Partei jederzeit bereit sei, unter
anftellung der prinzipiellen Gesichtspunkte, über die r ?
Sozialdemokrat -» keine Streifigkeiten bestehen, und unter : , ,
rückstellung aber Meinungsverschiedenheiten persönl,
Art mit der Parteileitung der Unabhängigen zu Unterh ^ 'tz
lungen zusammenzutreten , die zur Bildung einer alle <̂ <̂ . '

listen zusammenfassenden ArbeitS- und Kampfgemei^
-

gegen die Reaktirn führen werde.

1K leine Nachrichten .
* Der Papst für die Kriegsgefangenen . Die Korretzenz

Soffmann meldet amtlich: Nach einer Mitteilung des K?" "

Staatssekretärs an die hiesige päpstliche Nuntiatur haho .^
Seifige Stuhl in nachdrücklicher Weise dafür verwai
Frankreich die Heimbeförderung der deutschen Gesangs
um kommenden Weihnachtsfeste zu erwirken.

* Der Ertrag der neuen Reichssteurrn . Wie der l ^er >
Lokalanzeiger" erfährt , soll die Reichsernkommue« ,



k> Mttnacora Karl erdrnigcn . Bei der Kapitalsteuer in ihrer
« ucn gestalt rechne man mit 1—4 Milliarden Mark .

» Gegen die Aufhebung der Zwangswirtschaft . Der Bor«
stand des deutschen Städtetages hat an den Reichskanzler und
an das ReichswirtschaftSministeriuw eine Eingabe gerichtet,
in der er bittet, entgegen der Forderung der Verbände der
brutschen Landwirtschaft, zurzeit während der schärfsten Krise,
die wir seit Beginn des Krieges erleben , an dem bestehenden
ZwangswirtschastSsystem mit feinem Ablieferungszwang und
seiner Zwangspreisbildung im Interesse der Verbraucher fest-
g«halten.

* Das Kompromiß über die Betriebsrätefrage ist lt . W.
sk. -W. noch nicht zustandegekommen und über den Finanz -
paragra -chen ist überhaupt noch keine Einigung erreicht. Heute
vormittag ' soll der Ausschuß zunächst nur den Aufsichtspara«
maphen beraten . Am Nachmittag werden die Vertreter der
Mehrheitsfraktionen ihre vertraulichen Besprechungen fort «
setzen.

* Zum ersten Vorsitzenden der Zentrumsfraktion wuchs
gestern der Staatssekretär a . D . Trimborn einstimmig ge¬
wählt , zum zweiten bezw . dritten Vorsitzenden Wachen die
Nbgg . Becker und Leicht wiedergewählt.

Scheidemann. Wie der .Vorwärts " aus Kassel meldet, hat
die sozialdemokratische Fraktion des Stadtverordnetenausschus¬
ses bei der Neuwahl des Oberbürgermeisters den Abgeordneten
Scheidemann als Kandidaten vorgeschlagen. Scheidemann
hat sich bereits vor mehreren Wochen bereit erklärt , das ihm
angebotene Amt anzunshmen . Seine Wahl ist gesichert , da die
sozialdemokratische Partei die Mehrheit in der Stadtvertretung
hat.

* Der Hunger in Wien . Bei der Ankunft des holländischen
Hilfszuges in Wien, haben sich lt . T .-U . , peinliche Szenen ab¬
gespielt . Der Leiter des Hilfszuges , Oberleutnant Houtmann ,
mußte den Zug mit vorgehalteüem Revolver gegen das Bahn¬
hofspersonal verteidigen, um eine Beraubung des Zuges z»
verhindern . Von 30 Waggons sind 12 für Wien, die anderen
für Budapest bestimmt Mit den holländischen Vorräten sollen
W000 Kinder den Winter über ernährt werden.

* Eine päpstliche Enzyclika verordnet , wie die . Voss. Ztg ."
aus Rom meldet, für das Fest der unschuldigen Kindlein am
88 . Dezember eine Sammlung an Geld, Nahrungsmitteln ,
Kleidern und Arzneimittel für die Kinder Mitteleuropas , wo¬
für her Papst selbst 100 000 Lire gestiftet hat .

Raditcke Illeberticbt.
Badischer Landtag.

Karlsruhe , 27. No . .
Im Landtag beantwortete heute zunächst Minister Remmele

einige Kurze Anfragen betr . die Verwendung von Heeresgut ,
Unterstützung heimgekehrter Zivilgefangener und Verschleude¬
rung von Gebrauchsgegenständen.Der Gesetzentwurf betr . die Bereinigung von Wieblingen« it Heidelberg wird in zweiter Lesung angenommen .

Frau Abg . Blase (Soz .) begründet eine Förmliche Anfrage
ihrer Partei betr . die Gewährung einer Beschaffungsbeihilfeund Erhöhung der Rentensätze der Kriegshinterbliebenen und
Kviegsinvaliden mit dem Hinweis auf die Notlage dieser
Kreise. Das Reich hat 100 Millionen bewilligt . Dieser Be¬
trag ist aber zu gering ; es müßten mindestens 300 Millionen
sein.

Frl . Abg. Bayrrle (Ztr . ) begründet ihren Antrag , bei der
Reichsregierung dahin zu wirken, daß die den Kriegshinter¬
bliebenen zustehenden Rentenbezüge, die den Teuerungsver -
hältmssen nicht mehr entsprechen, in angemessener Weise
erhöht werden. Es scheine, als ob kein Anwalt dieser armen
Familien vorhanden sei. Heimarbeit sei nicht zu erlangen ;
darum müsse die Mutter außer dem Haus Arveit suchen .
Allen Kriegshinterbliebenen sollte eine namhafte Beschaffungs-
beihilfe gewährt werden.

Arbeitsminister Rückert legt die Verhältnisse der Kriegs¬
hinterbliebenen dar und betont , daß die gesetzlichen Maß¬
nahmen nicht genügen und deshalb die soziale Fürsorge
eingreifen muß, für die das Reich 30 Millionen in den Etat
« .' stellte . Davon 18 Mienen für Kriegshinterbliebene , Ba¬
den dagegen stelle für dies» Zwecke 3 Millionen ein . Die
Reichsregierung ist mit der Neuregelung der Hinterbliebenen¬
fürsorge beschösset. Eine einmalige Zulage wird in den näch¬
sten Tagen zur Auszahlung gelangen . Die amtlichen Für -
sorgestellen sind angewiesen, festzustellen, wieviele Kriegshin .

terdkiedenen-Fluuilien hiesür in Betracht komme». Der Mi¬
nister legt sodann noch die VersorgungsVerhältnisse der Kriegs¬
beschädigten dar, deren Bezüge durch Teuerungszuschläge er¬
höht werden mußten , aber nur die militärische, dagegen nicht
die soziale Stellung berücksichtigen . Der in Baden gesammelte
Betrag der Ludendorffspende bleibt in Baden , ist aber in
schwer verwertbaren Kriegsanleihen angelegt . Rach mensch¬
lichem Ermessen ist die Annahme berechtigt, daß wir den
Kriegshinterbliebenen und Kriegsbeschädigten gerecht werden .
Wir tun dies umso liebre, als es sich um eine Ehrenpflicht
handelt gegen jene, die dem Vaterland die größten Opfer
gebracht haben. (Beifall .)

Hier wird abgebrochen . Fortsetzung heute abend ^L6 Uhr.

oc. Im Berfaffungsausschuß
teilte der Minister des Kultus und Unterrichts mit , daß dem¬
nächst dem Landtag ein Gesetzentwurf zugehen werde, durch
den die kirchlichen Wahlen der Protestanten und der Israeliten
neugeregelt werden, soweit nach den Bestimmungen der neuen
Verfassung eine Änderung der Kirchensteuergesetze notwen¬
dig ist.

Der Berfassungsausschuß hat zum Berichterstatter über daS
Gesuch der Angestellten und Arbeiter der hiesigen Majolika -
manusaktur um Sozialisierung des Betriebs den Abg. Kraus
(Soz .) und zum Berichterstatter für das Heimstättengesetz dem
Abg. Schön (Dem .), bestimmt.

Anfrage«.
oc .. Die ALgg. Dr . Leser (Dem .) und Gen . haben im Land¬

tag folgende Kurze Anfrage eingebracht: „ Was gedenkt
die Regierung zu tun , um die Notlage der Zivilgefangenen
badischer Staatsangehörigkeit zu lindern , die in der letzten Zeit
aus feindlicher Internierung in die Heimat zurückgekehrt
find ? ^

oc. Der Ausschuß für Gesuche und Beschwerden
hat den Antrag der Lebkuchenbäcker von Walldürn um Über» '
laffung von Mehl abgelehnt. Ferner erledigte der Ausschuß
Gesuche persönlicher Natur , wie sie in großer Zahl im Land¬
tag eingegangen sind.

L .L. Der BerkehrSausschuß
hielt gestern unter Vorsitz des stellvertretenden Vorsitzenden
Abg^ Koelblin seine erste Sitzung ab, in der zu Berichterstat¬tern ernannt wuü >en : Für das Gesuch des EisenbahnkomiteeS
WaldShut—Hohentengea—Jestetten » um Erbauung einer Eisen¬
bahn Waldshut —Hohentengen—Jestetten der Abg. Fleig
(Soz ), für das Gesuch des Eisenbahnkomitees Merchingen
usw., um Erbauung einer Bahn Osterburken oder Rosenberg
nach Merchingen, und der Gemeinden Osterburken usw., be¬
treffend Abänderung der Linienführung der projektierten Bahn
Osterburken—Mergentheim der Abg. Belzer (Ztr .) und fürdas Gesuch des Bahnbaukomitees St . Blasien—Waldshut um
Erbauung einer Bahn von St . Mafien in das Rheintal der
Abg. KoeMi« (Dem .).

Die Deideiberger Detzverlammlung.
Über die studentische Kundgebung, die nach der Heidelberger

Rektoratsfeier am Samstag auf dem Ludwigsplatz in Heidel¬
berg stattfand , berichtet das „Heidelberger Tageblatt " wie
folgt :

„ Wenn alle deutschen und Heidelberger Studenten von Poli .
tik eine Auffassung hätten , wie sie bei einer Kundgebung aufdem Ludwigsplatz am Samstagmittag zutage trat , dann könnte
man bittere Tränen weinen ob Deutschlands geistiger Zukunft .
Es hieße denn auch die gewaltige Überzahl unserer akademi-
jchen Jugend beleidigen und nicht nur die Jugend , sondern
auch die akademische » Lehrer, würde man die Demonstrationals bedeutend ansprschen. Die Chronistenpflicht erforoert je¬
doch eine kurze Berichterstattung:

Am Samstag vormittag wurden in der Stadt vertrauliche
Handzettel verbreitet, die sindepische Gesinnungsgenossen zueiner Protestversammlung auf dem Ludwigsplatz zusammen¬
rief , und zwar gegen das „Jüdische Tribunal "

, will sagen :
den Untersuchungsausschuß, der deutsche Männer wie Hinden-
burg auf die Anklagebank sehe. (Wir bemerken hierzu : hier
liegt eine doppelte Fälschung der Wahrheit vor ; denn einmal
ist , wie allgemein bekannt, der Untersuchungsausschuß kein
Richterkollegium, kann also auch niemanden auf die Anklage,
bank setzen, und daun hat nicht der Untersuchungsausschuß,
sondern Ludendorff die Ladung HindenburgS verlangt .) Et -
liche Hundert Gesinnungsgenossen liefen also zur besonderen
Weihe der Universitätsjahresseier am leeren Sockel des Kai-
ser-Wilhelm-Denkmals zusammen . Und nun wurden Reden
gehalten. Es genügt, zu sagen, daß sie sich in revolutionärster

Weise gegen die Mevolutio» wandten , gegen daL Volk der
Juden und die angeblich verjudete Presse. Ein Sozialist , detz
zur Entgegnung der zwei ersten Redner sprechen wollte
wurde Von dieser akodemiscben Juaend niedergebrüllt. Dan »
bestieg Herr Arnold Rüge den Sockel und wetterte in seine»bekannten Formen gegen „das elende und verlogene neue
System ", gegen das er (eiligen Zorn predigte, und ritt natür -
lich weidlich sein antiftmitisches Steckenpferd im Anschluß a»
das „Thema " der Kundgebung. Die Presse ist ihm selbst¬
verständlich fast völlig verjudet und das Unheil des deutschen
Volkes. (Wir bemerken: Die Veranstalter sind bisher immer
den Beweis der Behauptung , 90 Prozent der deutschen Presse
seien in jü bischen Händen, schuldig geblieben ; diese Apostel
der Wahrheit gehen vorüber u . a . an der Tatsache, daß wir
nahezu ein Drittel Zentrumspresse und, was weit mehr be-
deutet, in Deutschland ein so stark dezentralisiertes Zeitunzs¬
wesen mit mittleren und kleinen „ judenreinen " Verlagen ha¬
ben , daß der Prozentsatz eher richtig ist, wenn die 0 bei 9ll>
gestrichen wird) . Und nun kam , nachdem noch der „unvor¬
bereitete " Herr Rüge eine schwarz -weiß-rote Fahne aus der
Talche gezogen, an den Spazierstock gebunden und eine deutsch -
nationale Gemütswallung bei der Menge hervorgerufen hatte,ein Zwischenfall. Schilder stiegen in die Höhe, auf denen die
jetzigen Zustände berdgmmt und bessere gefordert wurden , aber
im selben Augenblick , da ein Zug durch die Stadt sich bildete,waren Geheimpolizisten bei der Hand und vernichteten die
Hetzplakate. Das Deutschland-Lied und die „ Wackt am Rkein*
singend, zogen dann die Gesinnungsgenossen durch die Haupt¬
straße zum Msmarckdenkmal, wo eine KundaebuNg an Hinden.
bürg verlesen wurde und Herr Rüge seinen Anhängern de»
Treuschwur in feierlicher Form abnahm . Am Bismarckplahl
sorgte dann eine — u . E . unnötig gewesene —! Abteilung
Volkswehr mit entsicherter Waffe für „ Zerstreuung "

, wobei
durch Kolbenstoß eine Verletzung vorgekommen ist .

"
»

oe . Heidelberg, 87 Nov . Der allgemeine Stubenteno ' s»
schuß der Heidelberger Universität veröffentlicht eine Erklär >,
in der er feststcllt , daß er der jüngsten Demonstration
das Judentum völlig sernsteht. »

Iknrze Machrichten aus Raden.
vc . Konstanz, 27 . Nov . Für den Bau einer Kapelle zum

Gedächtnis der gefallenen Konstanzer Heldensöhne sind bereits
60 000 M . gesammelt worden.

Waditcke Seilungsttimmen.
(Für den Inhalt der hier veröffentlichten ZeitungSstimmen übernimmt die Redaktio»

keine politifch « Verantwortung . DieZeitungöstmunen diene» dem Zwecks
der Orientierung ; sie folhen ein objektives Bild geben von den Stimmungen und An»
fchauungen , die in den Blättern . d«S Landes zum Ausdruck gelangen .)

Beamtenschaft und „Karlsruher Zeitung".
Unser Artikel „Für das badische Beamtentum" hat im gan¬

zen Lande lebhaften Anklang gefunden ; fast alle Blä tetz
en ihn , teils im Auszug, teils in Wortlaut wieder. 2 »

bringt ihn auch das „Neue Mannheimer Bolksblatt" in einer
ihr unter obiger Überschrift von Beamtenseite zugehen¬
den Zuschrift unter lebhafter Zustimmung zum Abdruck. Ditz
Zuschrift schließt mit folgenden Worten:

„Wir freuen uns , nochmals sei es gesagt, ehrlich über diese
Worte , aber die Beamtenschaft möchte auch Taten sehen. Dm
wirtschaftliche Lage der Beamten ist noch immer sehr schlimm
— nach den eigenen Worten der „Karlsruher Zeitung " sinh
die Beamten nicht auf Rosen gebettet — bei der Verweichli¬
chung scheinen die badischen Beamten teils durch eigene Fahr -
Lässigkeit , teils durch die Schuld der Regierung an die Wantz
gedrückt zu werden . Hier bietet sich ein weites Feld der Betctt
tigung , auf dem wir die „Karlsruher Zeitung" immer ger»
als Mitstreiterin begrüßen werden. Hier gilt es unentwegt
aufzuklären im Lande, hier gilt es nach dem Rechten zu sehen,
damit Badens Beamtenschaft nicht unersetzlichen Schaden leide.
Stellt sich die „ Karlsruher Zeitung " im Kampfe um berech.
tigte Interessen Schulter an Schulter neben die Beamtenschaft,
so wird sie neben dem Bewutzsein , einen guten Kampf zil
kämpfen, sich den unauslöschlichen Dank der Beamtenschaft
verdienen ."

Senff -Georgi 's Lustiger Abend findet heute abend 7^ Uhr im
Eintrachtsaal statt . Das abwechslungsreicheProgramm bringt
die lustigsten Schlager seines Repertoires , und hat allerorte »
den Höhepunkt lustigster Stimmung ausgelöst. — Karten fütz
diesen genußreichen Abend in der Hofmusikalienhandlung
Fr . Doert und soweit noch vorhanden abends cm der Saalkasse
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Stellenbesetzung.
Die Stelle des

Msilmdtt der hiesige« MHenstelle
ist alsbald neu zu besetzen.

Bewerber wollen ihre Gesuche unter Angabe der Ge¬
haltsansprüche bis spätestens 8 . Dezember bS. Js .beim Stadtrat einreichen . H244

Pforzheim , den 24. November 1919 .
Der Stadtrat .

vermieten ? Möbel (evtl . Eßzimmer)

Gefl . Angebote unter tt » 24S an die Exped .
der Karlsruher Ztg . erbeten-

düng au8gewi 686nen gut situ-

Bisampelz
als Futter für Damen
oder kurzen Herrenmantek
geeignet , preiswert abzugeb.
Zu erfr- b - d . Exp - d . Blattes .

« e«W W «-
W -W»sW.

Gemeinsamer Binnentarif dett ,
Bregtalbahn Kaisers«,ftlbah» .
und Zell-Todtnaner Eisenbahn

Die besonderen Ausfüh - '
rungsbestimmungen zu § 13
E.-V -O. über Sonderznge
treten am 1 . Februar 1020 ,außer Wirksamkeit.

Darmstadt , 24 . Nov. 1919 ,
Die Direktion.

Amtliche Dekanntmscbung .
Verordnung

über Oelfrücht « n«b daraus gewonnene Erzeugnisse.
Vom 16 . August 1919 .

Auf Grund des Gesetzes über eine vereinfachte Form der
Gesetzgebung für die Zwecke der Übergangswirtschaft vom 17.
April 1919 (Reichs -Gesetzbl . S . 394 ) wird von dem Reichsmi-
nifterium unter Zustimmung des Reichsrats und des von der
Nationalversammlung gewählten Ausschusses folgendes ver-
ordnet :

8 1-
Erzeuger von Raps , Rübsen, Sonnenblumen , Senf (weißen

und braunen ), Dotter , Mohn, Lein und Hanf , Ackersenf (He.
derich, Ravison) der inländischen Ernte (Ölfrüchte ), haben diese
an den Reichsausschuß für pflanzliche und tierische Oie und
Fette , G. m. b. H ., in Berlin (Reichsausschutz) zu liefern .

Dies gilt nicht :
1 . für die zur Bestellung des Landwirtschaftsbetriebs des

Lieferungspflichtigen erforderlichen Vorräte (Saatgut ) ;
8. für die zur Herstellung von Nahrungsmitteln in der HauS.

Wirtschaft deS Lieferungspflrchtigen erforderliche» Men -
gen.

Hierbei verbleibt den Erzeugern bei einem Besitze
bis 20 Hektar die Olfruchternte von V» Hektar,
von 20—100 Hektar die Olfruchternte von Hektar ,
von 100—200 Hektar die Olfruchternte von V» Hektar ,
von 200 Hektar und darüber die Olfruchternte von

Hektar.
Bei Leinsamen verbleiben ihnen für jede einzelne Wirt ,

schast von Vorräten bis zu 500 Kilogramm in der Hand
desselben Lieferungspslichtigen 50 vom Hundert dieserVorräte , mindestens jedoch 30 Kilogramm .Als Erzeuger im Sil . . .

^ dieser Verordnung gelten nur die¬
jenigen, welche Ölfrüchte für eigene Rechnung anbauen .

8 2.
Wer die von ihm gewonnenen Ölfrüchte unter Verzicht auf

das ihm nach Z 1 Ws . 2 Nr . 2 zustehende Recht restlos ab¬
liefert , erhält auf Antrag für den Verbrauch in der eigenen
Wirtschaft Ol in folgenden Mengen :

für die ersten 30 Kilogramm Raps , Rübsen oder Mohn
33 A vom Hundert der Gewichtsmenge in Ol,

für die weiteren Mengen bis 100 Kilogramm 5 vom Hun¬dert der Gewichtsmenge in Ol,
für die weiteren Mengen über 100 Kilogramm 1 vom

Hundert der Gewichtsmenge in Ol bis 150 Kilogramm
für die einzelne Wirtschaft.

Bei Dotter und Senfsaat ermähigeu sich die zustehende»
Olmengen um ein Viertel , bei Hanffamen und Sonnenblu¬
menkernen um die Hälfte . Für abgelieferten Ackersens wird
Ol nicht gewährt .

Wer dae ihm laut § 1 Abs. 2 Nr . 2 belassenen 40 vor»
Hundert Leinsaat ganz cder teilweise abliefert, erhält für die ab-
gelieserte Menge nach seiner Wahl entweder eine Sondervergü¬
tung von 18 M . für 100 Kilogr. oder 25 vom Hundert der Ge»
wichtsmenge in Ol und 70 vom Hundert der Gewichtsmengtz
in Futterrückständen zum Verbrauch in der eigenen Wirtschaft,
Für Leinsaaternten über 500 Kilogramm bestimmt sich diq
Regelung nach Abs . 1 mit der Matzgabe , datz sich die zustehen-,den Olmengen um ein Viertel ermäßigen.

Für Leinsamen soll. Leinöl, für Mohn- und Sonnenblumen¬
kerne Mohnöl , für die übrigen Ölfrüchte Riibök gewährt wer¬
den. Die Preise für das Ol sind die folgenden:

ür 1 Kilogramm Leinöl 2,60 Mark,
ür 1 Kilogramm Mohnöl 8F0 Mark,
ür 1 Kilogramm Rüböl 2H0 Mark.

8 ».
Landwirten oder Vereinigungen von Landwirten , welch- ,

sekbstgewonnene Ölfrüchte abliefern , sind auf Antrag für de» ,
eigenen Bedarf für je 100 Kilogramm abgelieferter OlfrüchtH



bis zu 40 Kilogramm , bei Mohn und Dotter bis zu 50 Kilo¬
gramm Futtermittel (Rückstände ) zu liefern .

Die übrigen bei der Ölgewinnung anfallenden Rückstände
find der Reichsfuttermittelstell « zur Verfügung zu stellen und
unterliegen den Vorschriften der Verordnung über Futtermittelvom 10. Jamuar 1918 (Reichs-Gesetzbl . S . 23 ) .Die den Olfaaterzeugern auf Grund des Z 1 zustehendenMengen an Ölfrüchten und die von ihnen hieraus gewonne¬nen Erzeugnisse, das ihnen nach Z S zustehende Ol und die
ihnen nach 8 2 Abs. 3 und 8 3 Abs. 1 zustehenden Futter ,
mittel , dürfen von ihnen nur in der eigenen Wirtschaft ver.
wandt oder an Familienangehörige und an die Angehörigen
ihrer Wirtschaft einschließlich des Gesindes, der Naturalbe¬
rechtigten und der in ihrem Betriebe beschäftigten Angestelltenund Arbeiter zum eigenen Verbrauch abgegeben werden.

8 4.
Der Besitzer hat hie vorhandenen Mengen am 1. August

jedes Jahres , im Jahre 1919 am 20. August dem zuständigenKommunalverband anzuzeigen. Außerdem sind die nach die¬
sem Zeitpunkt geernteten Mengen am Ersten jeden Monat »dem Kommunalverband anzuzeigen . Die Anzeigen find vondem Kommunalverbande dem Reichsausschuß auf von ihm
gelieferten Formularen vorzulegen.

Als Besitzer im Sinns dieser Verordnung gilt auch dermit der Verwaltung der Vorräte von dem Eigenümer betraute
Inhaber des Gewahrsams .

8 5.
Der Reichsausschuß hat die Ölfrüchte , die ihm nach H 1 zuliefern find, abzunehmen und einen angemessenen Preis da.

für zu zahlen. Der Lieferungspflichtige hat dem ReichSauS -
schuß anzuzeigen , von welchem Zeitpunkt ab ex zur Lieferungbereit ist.

Der Preis für 100 Kilogramm Ölfrüchte inländischer Erntedes Jahres 1919 darf nicht übersteigen:
bei Raps (Winter - und Sommer ») . . . 85 Mark»bei Rübsen (Winter , und Sommer ») . . 83 .bei Ackersenf (Hederich ? Ravison) . . . . 63 .bei Dotter . . . 74
bei Mohn . . 115 »bei Leinsamen . 74 «bei Hanfsamen . 62 „ ,bei Sonnenblumenkernen . 68 »bei Senfsaat . 74 » .Der Besitzer von Vorräten ist berechtigt und verpflichtet, dieRur Erhaltung und Pflege der Vorräte erforderlichen Hand-

Lungen vorzunehmen , insbesondere auch die Vorräte ord¬
nungsgemäß zu versichern . Der Kommunalverband ist ver¬
pflichtet, ihn hierbei zu unterstützen oder» wenn der Besitzerdie nötigen Maßnahmen zur Erhaltung der Vorräte versäumt ,sie auf seine Kosten vorzunehmen . Die Kosten sind dem Kam.Munalverbande vom Reichsausschusse zu ersetzen und auf den«n den Lieferungspflichtigen zu zahlenden Preis zu verrech¬nen . Der Kommunalverband ist ferner verpflichtet, bei un»

^ Künftigen Ernteverhältnissen für Einrichtungen Sorge zu»ragen , die eine unverzügliche Ablieferung und Bergung der
Ölfrüchte ermöglichen.

8 «.
Die für Ölfrüchte festgesetzten Preise sind Höchstpreise imSinne des Gesetzes , betreffend Höchstpreise . Sie verstehen sichfür Lieferung frei nächste Bahnstation de» Lieferungspflich¬tigen.
Der Reichsausschuß hat dem Lieferungspflichtigen uw.Mittelbar nach Ankunft der Ölfrüchte am Empfangsort mit¬

zuteilen , welchen Preis er als angemessen erachte. Die Zah.lung erfolgt binnen vierzehn Tagen nach Abnahme . Dem
Lieferungspflichtigen ist das auf der Abgangsstation ordnungS-
mäßig festgestellte Gewicht der Ölfrüchte zu bezahlen . Die
Gewichtsfeststellung ist ordnungsmäßig , wenn sie bahnamtlich
vorgenommtzn wird oder wenn sie Angaben über die Art der
Gewichtsermittlung , die Sackzahl und das Gewicht der leeren
Säcke enthält und diese Angaben von zwei Zeugen schriftlichbestätigt werden.

Unterbleibt die ordnungsmäßige Gewichtsfeststellung vor
der Absendung, so ist das am Empfangsort am Lager de»
Reichsausschufles durch vereidigte Verwieger festzustellende
Gewicht für die Bezahlung maßgebend.Bei Aufgabe von Stückgut ist das bei Auflieferung auf der
Abgangsstation amtlich festgestellte Gewicht maßgebend.

8 7.
Erfolgt die Abnahme der Ölfrüchte nicht binnen zwei Wochen

nach dem Zeitpunkt , von dem ab der Lieferungspflichtige nach
seiner Anzeige zur Lieferung bereit ist (§ 5) , so ist der Kauf¬
preis nach Ablauf dieser Frist mit eins vom Hundert (überden jeweiligen Reichsbankdiskont zu verzinsen . Für Ver¬
wahrung und pflegliche Behandlung nach Ablauf der Fristerhält der Lieferungspflichtige eine Vergütung von sechsMark für je 1000 Kilogramm und je angefangene vier WochenBon dem Zeitpunkt ab . von dem die Verzinsung beginnt ,gebt die Gefahr de» zufälligen Unterganges oder der zu.
fälligen Wertminderung auf den Reichsausschuß über . Den
Nachweis des Zustandes der Ölfrüchte im Zeitpunkt des Ge-
fahrübergangeS hat der Lieferungspflichtige durch zwei zu die¬
sem Zeitpunkt Von einem Beauftragten des Reichsausschusses
gezogene Muster der Ölfrüchte von je mindesten» Kilo¬
gramm Gewicht, von denen ein« in dichtemLeinensäckchen ,das andere in luftdicht abgeschlossenem Gefäße verpackt seinmuß . zu führen ; er hat diese Muster dem Reichsausschuß ein¬
zusenden.

8 ».
Da » ReichSwirtschästSministerium kann besondere Destim.

nrllngen über die Preise für den Verkauf zu Saatzwecken
treffen .

8 S.
Uber Streitigkeiten , die sich aus der Lieferung von Olfrüch.ten an den Reichsausschuß ergeben, entscheiden endgültig die

Von den Landeszentralbehörden zu errichtenden SchlichtungS-
anSschüffe . Die SchlichtungSauSschüffebestehen aus einem
höheren Beamten als Vorsitzenden, einem Landwirt undeinem sachverständigen Händler oder Olmüller al » Beisitzer.

8 10.
Weichen Ölfrüchte nicht freiwillig genesert . ,o wrrv da»

Eigentum an ihnen auf Antrag des Reichsausschusse» durchAnordnung der zuständigen Behörde auf den Reichsausschußoder die von ihm bezeichnete Person übertragen (Enteignung ) .Die Anordnung ist an den Besitzer zu richten. Das Eigentumgeht tzber, sobald die Anordnung dem Besitzer zugeht.Wer Ölfrüchte zur Zeit der Enteignung besitzt» gilt zu-
gunsten des Reichsausschusses cü>er der Person , auf die da»
Eigentum übertragen wird, als Eigentümer , es sei denn, daßdem Reichsausschuß oder der bezeichneten Person bekannt ist.daß einem anderen das Eigentum zusteht.

Der Erwerber hat für die enteigneten Vorräte einen an .
gemessenen Preis zu zahlen , der im Streitfall unter Berücksich
tigung der zur Zeit der Enteignung geltenden Höchstpreise so-
wie tzer Güte und Verivertbarkeit der Vorräte nach Anhörungvon Sachverständigen von der höheren Verwaltungsbehörde
endgültig festgesetzt wird . Sie bestimmt auch, wer die baren
SuSlagen de» PerfahrenS zu tragen hat .

Bei Ölfrüchten, für die kein Höchstpreis festgesetzt ist , tritt
an Stelle de» Höchstpreise » ein Preis , der unter Berücksichti¬
gung der tatsächlich gemachten Aufwendungen und , soweit dies
nicht möglich ist, durch Schätzung zu ermitteln istz

8 11-
Der Reichsausschuß hat für die alsbaldige Verarbeitung der

übernommenen Ölfrüchte zu sorgen. Er hat das gewonneneOl . soweit eS nicht auf Anordnung des Reichswirtschaftsmini ,
steriums zu technischen Zwecken Verwendung findet, der
Reichsstelle für Speisefette abzugeben.

8 IS.
Die gewerbsmäßige Herstellung von Ol ans pflanzlichen

Stoffen ist nur mit Genehmigung des ReichSwirtschastSmini.
steriums zulässig.

Die zum Verbrauch in der eigenen Wirtschaft zurückbehos .
tenen Mengen (8 1 Abs. 2 Nr . 2) dürfen von den Mühlennur bei Vorlegung und Ablieferung eines Erlaubnisscheins
angenommen werden. Die Erlaubnisscheine stellt der zustän¬
dige Kommunalverband aus .

Die Kommunalverbände und der Reichsausschuß sind ver¬
pflichtet und berechtigt, die Kontrolle über die in den ein.
zelnen Bezirken bestehenden Mühlen auszuüben und darüber
zu wachen , daß nicht entgegen den Bestimmungen Ölfrüchte
geschlagen werden.

8 13.Der Reichsausschuß untersteht der Aufsicht des Reichswirt ,
schaftsministeriums .

8 14.Das ReichSwirtschästSministerium kann Ausnahmen vonden Vorschriften dieser Verordnung zulaffen . Es kann die
Vorschriften dieser Verordnung auch auf andere al» die im
8 1 genannten Ölfrüchte ausdehnen .

8 IS.
Die Landeszentralbehörden erlassen die erforderlichen Aus»

führungsbestimmungen .
8 16.

Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten Und mit Geldstrafebis zu eintausendfünfhundert Mark oder mit einer von beiden
Strafen wird bestraft:

1. wer Vorräte , zu deren Lieferung er nach 8 1 Abs. 1
verpflichtet ist , beiseiteschafft, zerstört, veraäeitet . ver¬
braucht Ä>er an einen anderen al» den Reichsausschuß
liefert ;

L. wer die ihm nach § 1 Abs. 2 Nr . 1 und 2 zustehenden
Mengen an Ölfrüchten oder die von ihm hieraus ge¬wonnenen Erzeugnisse, oder die ihm nach 8 2 zustehenden
Mengen Ol oder die ihm nach 8 8 gelieferten Futter ,
mittel ( Rückstände ) an andere als die im 8 3 Abs. 3 be.
zeichneten Personen oder an diese Personen zu anderen
Zwecken als zum eigenen Verbrauch abgibt ;3. wer die ihm nach 8 4 obliegende Anzeige nicht in der
gesetzten Frist erstattet oder wer wissentlich unvollständigeoder unrichtige Angaben macht;4. wer der Verpflichtung zur Aufbewahrung und pfleglichenBehandlung (8 5 Abf . 3) zuwiderhandelt :S- wer den nach 8 IS erlassenen AuSführungsbestimmungen
zuwiderhandelt ;6. wer ohne die Erlaubnis des Reichsausschusse» Ölsaatenentgeltlich oder unentgeltlich erwirbt ;7. wer ohne die nach ß 12 erforderlich« Genehmigung de»
ReichswirtschastSministeriumS O au » pflanzlichen Stoffen
gewerbsmäßig herstellt ;8. wer ohne Abnahme des Erlaubnisschein » Ölfrüchte zurVerarbeitung annimmt ;9. wer Olsaaten , die er zu Saatzwecken empfangen hat ,nicht zur Aussaat oder die ihm übriggebliebene Menge
nicht an den Reichsausschuß zurückliekert.Neben der Strafe kann auf Einziehung der Vorräte erkannt

Werden , auf die sich die strafbare Handlung bezieht, ohne
Unterschied , ob sie dem Täter gehören oder nicht.

8 17-
Ob und inwieweit diese Verordnung auf Olfrüchk Anwen¬

dung findet , die aus dem Ausland in da» Reichsgebiet ein.
geführt werden, bleibt besonderer Regelung Vorbehalten.

8 18.
ES treten außer Kraft :
1. die Verordnung des Bundesrats über Ölfrüchte und

daraus gewonnene Produkte in der Fassung vom 23. Juli1917 (Reichs -Gesetzbl . S . 646). soweit sie sich auf inlän¬
dische Ölfrüchte bezieht;2. die Verordnung über die Lieferung von Ol aus Anlaßder Zusammenlegung von Ölmühle » und über die ge¬
werbsmäßige Herstellung von Ol vom 7. August 1917
( ReichS- Gesetzbl . S . SS7) :

8. die Verordnung über dre Preis « von Ölfrüchten dom
7. August 1917 (Reichs-Gesetzbl . S . 698) ;4. 8 4 der Verordnung über die Preise für Hülsen »» Hack- u.
Ölfrüchte vom 9. März 1918 (Reichs-Gesetzbl . S . 119) .

8 1».
Diese Verordnung tritt mit dem Lage der Verkündung itt

Kraft . DaS Reichswirtschaftsministerium bestimmt den Zeit¬
punkt des Autzerkraftreten». Dies hat spätestens am 81. De-
zemLer 1920 zu geschehen .

Weimar , den 16. August ISIS.
Der NeichswirtschaftSmtnister.

Schmidt .

Verordnung
(Bo« 27. Oktober ISIS ^

velfrüchte ««» Varnus gewonnen« « rzengniU« vetr.
Mit Ermächtigung de» Reichswirtschaftsministers wird zumVollzug der Reichsverordnung vom 18. August ISIS über Öl¬

früchte und daraus gewonnene Erzeugnisse (ReichS^SesetzblattSeite 143S) verordnet :
8 1.

LandeSzentralbehörd« im Sinne der Reichsverordnung ist da»
Ministerium des Innern , höhere Verwaltungsbehörde nach
8 10 Absatz 3 der LandeSkommiffär und zuständige Behörde
nach 8 10 Absatz 1 da» Bezirksamt .

8L
Vorsitzender deS nach K S der Reichsverordnung zu errich¬tenden SchlichtungsauSscHrffeS ist der LandeSkommiffär. Dl«

Beisitzer werden von de« LandeSkommiffär ernannt ; ihr Amt
ist ein Ehrenamt . Di« Beisitzer find vor ihrem Amtsantritt
durch Handschlag an ELeS statt zu treuer und gewissenhafterFührung ihres Amte» zu verpflichten. Sie find zu* Amtsver¬
schwiegenheit verpflichtet.

Die Beisitzer erhalte» bei Dienstverrichtunge « «nßerhalbihres Wohnortes Aufwandsentschädigungen und Reisekosten
nach den Sätzen, die den Beamten der H . Klaffe im Sinnedes 8 3 des Gesetzes vom 6 . Oktober 1S08, betreffend die Kostender Dienstreisen und Umzüge der Beamten (Gesetzes- und
Verordnungsblatt Seite 58S), zustehen.

8 ».
Zuständig ist der Schlichtungsausschuß de» Bezirk», in dem

der Verpflichtete seinen allgemeinen Gerichtsstand hat .

84 .
Die Anrufung des SchlichtungSauSschuffeShat schriftlich oder zuProtokoll des LandeSkommiffär» oder des Bezirksamts de»

Wohnsitzes zu erfolgen.
88-

Im übrigen finden auf das Verfahren o,e Boriqrift -n der
88 2 bis 5 der Anordnung des Reichskanzlers vom 15. Novem¬
ber 1S15 für das Verfahren vor den auf Grund der Verord¬
nung vom 11 . November 1S15 (Reichs-Gesetzblatt Seite 758 )bestellten Schiedsgerichten (Reichs-Gesetzblatt Seite 769 ) sowiedie allgemeinen Bestimmungen der landesherrlichen Verord¬
nung vom 31 . August 1884, das Verfahren in Verwaltungs¬
sachen betreffend, sinngemäße Anwendung.

8 «.
An Stelle der Beisitzer haben die Kommunalverbände die

den Beisitzern nach 8 4 der Reichsverordnung obliegende Anzeige-
Pflicht dadurch zu erfüllen , daß sie Auszüge in doppelter Fer¬
tigung aus den anläßlich der Ernteflächenerhebung aufgestell¬ten Ortslisten anfertigen und je ein Exemplar davon den
Kommissionären deS Reichsausschuffes für Ole und Fette , dem
Genoffenschaftsverband badischer landwirtschaftlicher Vereini¬
gungen in Karlsruhe und dem badischen Bauernverein in
Freiburg übermitteln .

8 7.
Die Erlaubnisscheine nach 8 12 Absatz 2 der Reichsverord¬

nung sind von dem Kommunalverband auszustellen . Der
Kommunalverband kann für die Fälle , in welchen die gesamteErnte deS einzelnen Erzeugers nicht mehr wie 30 Kilogramm
Ölfrüchte beträgt , die Ausstellung der Erlaubnisscheine den
Bürgermeisterämtern übertragen . Die Erlaubnisscheine sind
nach Muster / c, auszustellen ; sie müssen den ausstellendenKommunalverband (Bürgermeisteramt ), Vor- und Zuname so¬wie Wohnort des zum Ölschlagen berechtigten Erzeugers , die
zugewiesene Ölmühle, die zum Ausschlagen zugelassene Mengean Ölfrüchten, Ort und Datum der Ausstellung , Angabe de»
Tags , an dem die Gültigkeit erlischt, Siegel und Unterschriftdes ausstellenden Beamten , sowie die laufende Num¬
mer des Erlaubnisscheines enthalten . Die ausstellende Be¬
hörde hat über die von ihr ausgestellten Erlaubnisscheineeine Liste zu führen , welche die laufende NummerVor- und Zuname , sowie Wohnort des zum Olschlagen be¬
rechtigten Erzeugers , die zugeunesene Ölmühle , die zum Aus¬
schlagen zugelassene Menge an Ölfrüchten und den Tag der
Ausstellung enthält ; die Erlaubnisscheine dürfen höchsten » aufdie Dauer von 2 Monaten ausgestellt werden ; abgelaufene
Erlaubnisscheine, die zum Olschlagen nachweislich nicht be¬
nutzt wurden , sind auf Antrag nach Prüfung von der ausstel¬lenden Behörde zu erneuern und zum Zeichen der Erneuerunghinter der laufenden Nummer bei der Ersterneuerung mit dem
Buchstaben s, bei der zweiten Erneuerung mit dem Buchstabenb usw. zu versehen.

Erlaubnisscheine dürfen nur auf zugelaffene Ölmühlen au »s
gestellt werden.

88 .
Die Ausstellung der Erlaubnisscheine darf nur erfolgen,wenn der Erzeuger eine Bescheinigung deS Bürgermeisteramt »

nach Muster 8 oder eine Bescheinigung de» Kommissionärs de»
Reichsausschuffes für pflanzl . u . tierische Öle u . Fette über di«
vom Erzeuger zur Ablieferung angemeldeten und über die ihm
zu belassenden Ölfrüchte beibrinßt . Auf der Rückseite der Be¬
scheinigung des Kommissionärs ist von dem Bürgermeisteramt
nach dem Muster S zu beurkunden, daß der Ablieferer der
Ölfrüchte die fragliche Olfruchtgattung angebaut und geerntet
hat und daß ihm bisher keine oder außer der bescheinigter̂keine Erlaubnis zum Schlagen von Ölfrüchten erteilt worder.ist.'

Der Kommunalverband hat darauf zu achten, daß seiten»des Bürgermeisteramts einem Erzeuger insgesamt für nichtmehr als 30 Kilogramm Erlaubnisscheine erteilt werden.Die Verarbeitung der Ölfrüchte darf nur in der auf deqj
Erlaubnisschein vermerkten Mühle geschehen .'

8 ».
Die Ölmühlen dürfen Ölfrüchte nur gegen Abnahme der Er¬

laubnisscheine und in Höhe der auf den Scheinen vermerkten
Gewichtsmenge annehmen ; das Gewicht der zur Ölmühle ge¬brachten Ölfrüchte ist von dem Ölmüller sofort nachzuprüfen ;
Mehrmengen sind alsbald zurückzugeben.Die Ölmühlen haben laufend ein Mahlbuch zu führen , in
welches sofort bei Annahme der Ölfrüchte Art und Gewicht der
Ölfrüchte, der Tag der Einlieferung , Name und Wohnort deS
EinliefererS , Name des Kommunalverbandes oder Bürger¬
meisteramtes , von dem der Erlaubnisschein ausgestellt ist, und
die Nummer des Erlaubnisscheines einzutragen find. Nicht
sofort eingetragene Erlaubnisscheine können von den Über¬
wachungsbeamten weggenommen und vom Bezirksamte für
verfallen erklärt werden. Die Menge de» zurückgeliefertenÖleS und Ölkuchens, der Prozentsatz des Schwundes , der Be¬
trag des Schlaglohnes, der Tag der Ablieferung oder Ab¬
sendung und die Bescheinigung deS Abholers über die Richtig¬
keit der Angaben und etwaige Bemerkungen sind spätesten»
bei der Abholung oder Absendung des OlS einzutragen .

Die Erlaubnisscheine find von den Mühlen sorgfältig auf¬
zubewahren , um jederzeit damit die Angabe deS Mahlbuche»
belegen zu können.

Das Ausschlagen der Ölfrüchte darf nur gegen die von dem
Bezirksamt festzusehende Barentfchädigung erfolgen . Inso¬weit die anfallenden Ölkuchen von den Erzeugern auSnahins -
weise nicht in Anspruch genommen werden, sind sie von dem
Olmüller auf den Schluß jeden Monats oer Reichsfutter¬
mittelstelle in Berlin mit Postkarte anzuzeigen .

8 10.
Die Kommunalverbände haben eine ständige sorgfältige

Überwachung der Ölmühlen durchzuführen . Auch die LandeS-
fettstelle sowie der Reichsausschuß für pflanzliche und tierisch«
Öle und Fete find ermächtigt, jederzeit die Geschäftsführung
der Ölmühlen nachzuprüfen.

Ergeben sich Unregelmäßigkeiten im Betrieb einer Ölmühle ,
so hat das Bezirksamt die einstweilige Schließung der Ölmüh¬
len zu verfügen und dem Ministerium de» Innern wegen
Zurücknahme der BerarbeitungSgenehmigung Vorlage zu er-
ftatten .

^ ^
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser Verord¬

nung werden mit Gefängnis bi» zu 6 Monaten und mit Geld¬
strafe bis zu 1500 Mark oder mit einer von beiden Strafen
bestraft.

Neben der Strafe kann auf Einziehung der Vorräte er¬
kannt werden, auf die sich die strafbare Handlung bezieht, ohne
Unterschied, ob sie dem Täter gehören oder nicht.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung
in Kraft . Auf den gleichen Zeitpunkt werde« unsere Verord -
nungen .vom 25. August 1917 und 7. Juli 1S18. den Verkehr
mit Ölfrüchten und daraus gewonnenen Produkten betreffend
(Gesetze»- und Verordnungsblatt 1917 Seite 303, 1918 Seit »
178 ) außer Wirksamkeit gesetzt.

Karlsruhe , den 27. LÄtober ISIS .
Ministerium de» Inner ».

Remmele . Braun
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